
bezieht, sondern auf die an sich nach § 134 BGB gegebene
Nichtigkeitsfolge als solche.50 Für eine solche Überwindung
der Nichtigkeit sieht das Gericht angesichts der im öffent-
lichen Interesse und zum Schutz des allgemeinen Rechtsver-
kehrs angeordneten Nichtigkeitsfolge keinen Raum, sodass es
bei dem Grundsatz bleibt, dass Gewährleistungsansprüche
nicht gegeben sind.51

Sofern in einer Klausur nach Mängelansprüchen gefragt
wird, wird gerade mit Blick auf die Kehrtwende in der Recht-
sprechung des BGH in der Regel eine Auseinandersetzung
mit der BGH-Rechtsprechung erwartet.

Klausurtipp: Der Klausurschreiber darf sich an dieser Stelle nicht
von dem zuvor festgestellten Verstoß gegen das betreffende Ver-
botsgesetz irritieren lassen, sondern muss die Prüfung unter Auffin-
den der richtigen Anspruchsgrundlage (zB §§ 634 Nr. 2, 637 BGB im
Fall der Aufwendungsersatzanspruch nach Selbstvornahme bei ei-
nem Werkvertrag) auf der Sekundärebene fortsetzen. Klausurtak-
tisch besteht das Problem, dass auch die Geltendmachung von Se-
kundäransprüchen zunächst ein wirksames Schuldverhältnis voraus-
setzt, dieses aber mit Blick auf den Verstoß gegen das Verbotsgesetz
nicht gegeben ist. Dieses Problem kann der Klausurschreiber dadurch
lösen, dass er von dem „klassischen“ Prüfungsschema an dieser
Stelle abrückt und die Problematik der „Ohne-Rechnung-Abrede“ in
einem eigenen vorgezogenen Prüfungspunkt unter „I.“ vor die

Klammer zieht und prüft. Dabei hat sich der Klausurschreiber zu
fragen, ob die Vereinbarung überhaupt der Rechtsprechung zur
„Ohne-Rechnung-Abrede“ unterfällt.
Liegt tatsächlich eine „Ohne-Rechnung-Abrede“ vor, sollte der Klau-
surschreiber sich kritisch mit der bisherigen BGH-Rechtsprechung
auseinander setzen. Auch an dieser Stelle droht indes die Gefahr, auf
dünnes Eis zu geraten. In dogmatischer Hinsicht illustriert die bisheri-
ge BGH-Rechtsprechung, wie man mithilfe von § 242 BGB Billigkeits-
erwägungen zum Durchbruch verhelfen kann.52 In der Ausbildungs-
literatur wird zu Recht vor einem solchen Vorgehen gewarnt und
darauf hingewiesen, dass der Klausurschreiber außerhalb der etab-
lierten Fallgruppen nur auf § 242 BGB zurückgreifen darf, wenn das
Ergebnis sonst schlechthin untragbar wäre.53 Insbesondere vor dem
Hintergrund der jüngsten Rechtsprechung des BGH spricht damit viel
dafür, auf „Ohne-Rechnung-Abreden“ gestützte Ansprüche ab-
zulehnen.

(Dieser Beitrag wird – mit Ausführungen zu den gesetzlichen
Ansprüchen – in der JA 05/2014 fortgesetzt.)

50 Vgl. LorenzNJW 2013, 3132 (3134).
51 Vgl. LorenzNJW 2013, 3132 (3134).
52 Faust JuS 2008, 932.
53 Faust JuS 2008, 932, der auch darauf hinweist, dass § 242 BGB nur als „Notbremse”

am Schluss dienen kann und nicht als Vorwand dafür, von vornherein auf eine
saubere Lösung des Falls zu verzichten.
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Überblick: Die Examensklausur hat einen gehobenen Schwierigkeitsgrad. Eingebettet in einen Fall der
Selbsthilfe zur Ermöglichung privater Rechtsdurchsetzung stellt sich die Frage, wonach sich die Haftung
von Fahrgästen untereinander im Rahmen der Massenbeförderung bestimmt: rein deliktsrechtlich oder
auch (quasi-)vertragsrechtlich? Bezugspunkt ist neben der Verletzung der allgemeinen Sorgfaltspflicht
auch die der Gepäckbeaufsichtigungspflicht, wie sie für den Bahnverkehr ausdrücklich aus europäischem
Verordnungsrecht und den geltenden Beförderungsbedingungen folgt. Dabei stellt sich eine Reihe
klausurtypischer Probleme: Möglichkeiten und Grenzen einer gerechtfertigten Einwirkung auf Personen
und fremde Sachen, Haftungsfreistellung und Haftungsverhältnis im Regress, Zurechnung von Anschluss-
handlungen des Zweitschädigers. Aus der Bearbeitungsperspektive einer zivilrechtlichen Haftungsklage
geht es schließlich um Beweiserleichterungen bei unaufklärbarem Handlungsgeschehen. Die auf die
eigentlichen Probleme des Falles nur indirekt abzielende Fragestellung nötigt den Bearbeiter zu einem
mehrfach verschachtelten Prüfungsaufbau.

& SACHVERHALT
A ist Vielfahrer bei der Deutschen Bahn. Eines Tages sitzt A mit seinem Laptop an einem
Vierertisch in der 2. Klasse. Ihm unmittelbar gegenüber sitzt Fahrgast B, der sich kurz zuvor
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vom Zugpersonal einen Becher Kaffee verkaufen ließ. Den Plastikdeckel mit Trinköffnung,
der ein Verschütten verhindern soll, hatte B, um besser trinken zu können, abgenommen. Aus
Unachtsamkeit stößt B plötzlich so unglücklich gegen den Kaffeebecher, dass dieser in Rich-
tung auf den Laptop des A zu kippen droht. A, der das Hantieren des B bereits argwöhnisch
aus dem Augenwinkel heraus beobachtet hatte, fährt dem kippenden Becher geistesgegen-
wärtig mit seiner Hand entgegen und gibt ihm einen die Kipprichtung ändernden kräftigen
Schlag. In der Folge schießt ein Schwall schwarzen Kaffees über den Tisch und ergießt sich auf
die weiße Leinenhose des neben B sitzenden Fahrgastes C (Kosten der Reinigung: 14,50 EUR).
Da der Kaffee noch sehr heiß war, erleidet C zudem eine leichte Verbrühung und hat einige
Tage leichte Schmerzen (von C verauslagte Behandlungskosten: 150 EUR).

Als C dem A eine schadensersatzrechtliche Inanspruchnahme ankündigt, überreicht A
diesem bereitwillig seine Visitenkarte und fordert den B seinerseits auf, seine Personalien zu
offenbaren. B meint jedoch, er hätte mit dem Ganzen nichts zu tun; schließlich habe A den
Kaffeebecher in Richtung des C geschleudert. Als A gerade zu einem Streitgespräch mit B
ansetzen will, fühlt er einen kräftigen Schlag gegen seinen Kopf. Grund war das Herabfallen
eines Rucksacks aus der oberen Gepäckablage. A bekommt sofort erhebliche Kopfschmerzen,
und es stellt sich heraus, dass der Rucksack zu allem Überfluss B gehört. A kündigt B sogleich
eine vertragliche und deliktische Inanspruchnahme wegen Arztkosten und Schmerzensgeld
an, denn es sei wohl offensichtlich, dass B seinen Rucksack pflichtwidrig nicht ordnungs-
gemäß in der Ablage verstaut habe und er deswegen auf A gefallen sei. B entgegnet, es täte
ihm leid, von Ansprüchen, zumal vertraglichen, will er indes auch hier nichts wissen. Das
Herabfallen des Rucksacks könne er sich nicht erklären. Jedenfalls habe er diesen zuvor
ordnungsgemäß in der Ablage verstaut und überhaupt könne jeder Mitreisende den Rucksack
verstellt haben.

Am folgenden Haltebahnhof weigert sich B weiterhin, seine Personalien preiszugeben, und
auch das Zugpersonal hat sich auf Nachfrage des A der Mitwirkung an einer Feststellung
verweigert. Da die Zugfahrt des A an diesem Bahnhof enden soll, droht A dem B an, diesen –
notfalls mit Gewalt – aus dem Zug zu zerren und zur polizeilichen Feststellung der Persona-
lien vor Ort festzuhalten. Als auch diese Drohung keinen Erfolg hat, führt der dem B kör-
perlich überlegene A seinen Plan unter lauten Schreien des B aus. Hierzu verdreht er den
linken Arm des B auf dessen Rücken und führt B aus dem Zug. Auf dem Bahnsteig wirft A
den sich stark zur Wehr setzenden B zu Boden und drückt eines seiner Knie in dessen Rücken,
um ihn zu fixieren. Mit seiner freien Hand wählt A den polizeilichen Notruf und hält B
sodann in dieser Position fest, bis schließlich ein Beamter der Bundespolizei hinzukommt und
die Personalien von A und B aufnimmt. Infolge des Vorgehens von A konnte B einen
Geschäftstermin nicht wahrnehmen, sodass ihm ein Auftrag mit einem Gewinn von 17.000
EUR entgangen ist.

Hat eine zulässig erhobene Klage des B gegen A auf Zahlung von 17.000 EUR Aussicht auf Erfolg?

Bearbeitungshinweise: Nehmen Sie gutachterlich zu allen aufgeworfenen Rechtsfragen Stellung.
Gehen Sie davon aus, dass die Gepäckablage so konstruiert wurde, dass bei ordnungsgemäßer Ver-
wendung ein Herabfallen von Gepäckgegenständen (etwa durch plötzliches Abbremsen oder sonstige
typische Fahrbewegungen) mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden
kann. Gehen Sie weiter davon aus, dass A infolge des herabfallenden Rucksacks Arztkosten iHv 230 EUR
aufgewendet hat und dass B den Auftrag erhalten hätte, wenn er den Geschäftstermin hätte wahr-
nehmen können. Die Beförderungsbedingungen der Deutschen Bahn AG sind als in die jeweiligen
Beförderungsverträge einbezogen anzusehen. Der Anwendungsbereich der Fahrgastrechte-VO ist eröff-
net.

Auszug aus der Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 des europäischen Parlaments und des
Rates vom 23.10.2007 über die Rechte und Pflichten der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr

Artikel 4 – Beförderungsvertrag
Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Kapitels unterliegen der Abschluss und die Ausfüh-
rung eines Beförderungsvertrags […] den Bestimmungen in Anhang I Titel II und III.

Anhang I Titel III – Beförderung von Handgepäck, Tieren, Reisegepäck und Fahrzeugen
Artikel 12 – Zugelassene Gegenstände und Tiere
(1) […] Gegenstände und Tiere, die andere Reisende behindern oder belästigen oder Schäden
verursachen können, dürfen nicht mitgenommen werden.

Artikel 15 – Beaufsichtigung
Das Handgepäck und mitgenommene Tiere sind vom Reisenden zu beaufsichtigen.
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Auszug aus den Beförderungsbedingungen der Deutschen Bahn AG vom 9.12.2012

6. Verhaltenspflichten der Reisenden
6.1 Allgemeine Verhaltenspflichten
[…] Jeder Reisende hat sich so zu verhalten, dass andere Reisende nicht über Gebühr gestört
oder belästigt werden. Reisende, die sich entgegen den vorstehenden Regelungen verhalten,
die Weisungen der Mitarbeiter missachten oder in sonstiger Weise eine Gefahr für die
Sicherheit und Ordnung darstellen, können von der Beförderung bzw. Weiterbeförderung
ohne Anspruch auf Erstattung des Fahrpreises und des Gepäckpreises ausgeschlossen wer-
den.

7. Mitnahme von Handgepäck, Traglasten und Tieren
7.1 Traglast
[…] Gegenstände, die andere Reisende behindern, belästigen oder Schäden verursachen kön-
nen, dürfen nicht mitgenommen werden. Die Beaufsichtigung obliegt dem Reisenden. Im
Übrigen kann der Reisende Gepäck als Reisegepäck gemäß den hierfür geltenden Bestimmun-
gen aufgeben.

& LÖSUNG
Die Klage ist begründet, wenn B gegen A einen Anspruch auf Zahlung von 17.000 EUR hat.

A. ANSPRUCH DES B GEGEN A AUF SCHADENSERSATZ AUS §§ 280 I, 241 II BGB IVM
DEN GRUNDSÄTZEN DES VERTRAGS MIT SCHUTZWIRKUNG ZUGUNSTEN DRITTER

I. Anspruchsvoraussetzungen
Zwischen der DB AG und A bestand ein Schuldverhältnis (Beförderungsvertrag, § 631
BGB). B könnte aufseiten der DB AG nach den Grundsätzen des Vertrages mit Schutz-
wirkung zugunsten Dritter einbezogen worden sein, § 311 III 1 bzw. § 328 BGB analog.
Voraussetzung hierfür ist zunächst die sog. Leistungsnähe. Diese setzt voraus, dass B als
Dritter mit der seitens A geschuldeten Leistung typischerweise, dh nicht lediglich zufällig, in
Berührung kommt (zu den Voraussetzungen MüKoBGB/Gottwald, Münchener Kommentar
zum BGB, 6. Aufl. 2012, § 328 Rn. 178). Leistungspflichten des A bestehen vorliegend aber
lediglich in Gestalt der Pflicht zur Zahlung des Beförderungsentgelts. Abschnitt 6.1 der
Beförderungsbedingungen, wonach sich jeder Reisende so zu verhalten hat, dass andere
Reisende nicht über Gebühr gestört und belästigt werden, dürfte letztlich nur als eine
Konkretisierung bzw. Verschärfung der Rücksichtnahmepflicht aus § 241 II BGB anzusehen
sein. Es spricht wenig dafür, dass der Beförderer eine eigenständig klagbare Nebenleistungs-
pflicht begründen wollte, denn ein Verstoß gegen diese Verhaltenspflichten soll offenbar
lediglich dazu berechtigen, die (Weiter-)Beförderung ohne Erstattung des Fahrpreises zu
verweigern. Da B nach alledem mit einer Leistungspflicht des A im Umfeld der in Rede
stehenden Rechtsgutsverletzung nicht bestimmungsgemäß in Berührung kam, stellt sich die
Frage, ob bereits eine Berührung mit den vertraglich geschuldeten Schutzpflichten für die
Annahme von Leistungsnähe ausreicht.

1. Ansicht 1: Einbeziehung in Schutzpflichten
Eine in der Literatur vertretene Auffassung lässt die Einbeziehung in bestehende Schutz-
pflichten für das Vorliegen der Leistungsnähe genügen (Schwab JuS 2002, 872 [873 f.]). Hier-
nach wäre der Anwendungsbereich des Vertrags mit Schutzwirkung vorliegend eröffnet, da A,
indem er B gegen dessen Willen gewaltsam aus dem Zug gezerrt hat, gegen die Rücksicht-
nahmepflicht aus § 241 II BGB verstoßen hat. Diese Auffassung kann sich auf die Struktur des
modernisierten Schuldrechts stützen: Die Entstehung von Schutzpflichten gem. § 241 II BGB
ist von etwa bestehenden Leistungspflichten unabhängig, sodass es auch bei der Bestimmung
der Leistungsnähe nicht auf eine bestimmungsgemäße Berührung mit einer Leistungspflicht
ankommen müsste (Schwab JuS 2002, 872 [873 f.]; Jauernig/Stadler, BGB, 14. Aufl. 2011,
§ 328 Rn. 24).

2. Ansicht 2: Notwendigkeit bestimmungsgemäßer Berührung mit Leistungspflichten
Die hM folgt dem nicht. Nach stRspr des BGH ist weiter erforderlich, dass der Dritte
bestimmungsgemäß mit der vom Schuldner zu erbringenden Leistung in Berührung kommt
und ihn in diesem Zusammenhang Verletzungen von Schutzpflichten durch den Schuldner
ebenso treffen können wie den Gläubiger selbst (BGH NJW 2001, 3115 [3116]; siehe bereits
BGH NJW 1996, 2927 [2928 f.] – Nitrierofen; vgl. auch Heese JA 2007, 691 [697]; Mü-
KoBGB/Gottwald aaO § 328 Rn. 178 mwN). Eine Erstreckung der allgemeinen Schutzpflicht
ist auf dieser Grundlage zwar nicht per se ausgeschlossen, wäre aber abhängig vom Vorliegen

Leistungsnähe als
Kernvoraussetzung des VSD

„Schutzpflichtennähe“
ausreichend

Restriktives Verständnis der
Leistungsnähe
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